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Bezug:
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Sehr geehrte Damen und Herren,

Wir lehnen eine Bebauung des Stuttgarter Platzes, wie sie im vorliegenden Bebauungs​plan-Entwurf VII-276 vorgesehen ist, grundsätzlich ab.

Es ist fraglich, ob die Bereitstellung zusätzlicher Einzelhandelsfläche angesichts der Kon​kurrenz durch die traditionellen Einkaufsstraßen Kurfürstendamm und Wilmersdorfer Straße und das neue "Atrium" (Ecke Schillerstraße) überhaupt notwendig bzw. gewinnbringend ist. Der im Stadt​ent​wicklungsplan "Zentren und Einzelhandel" für diesen Bereich genannte Mehrbedarf an Handels​nutzung von 20.000 bis 35.000 m² Bruttogeschossfläche wird mit der Fertigstellung anderer Bauvor​haben, zum Beispiel am Bahnhof Zoo, bereits überschritten.

Kein Bezirk in Berlin hat so viele Verkaufsflächen wie Charlottenburg. Die Bebauung des Stuttgarter Platzes mit weiteren umfangreichen Handelsflächen würde demnach zu bedenk​lichen Leer​ständen führen, vor allem in der ohnehin schon geschwächten Wilmersdorfer Straße. Das in der Begründung zum Bebauungsplan genannte Ziel „Die Attraktivität der Wilmersdorfer Straße als Fußgänger- und Einkaufszone soll erhöht werden“ würde in Wirk​lichkeit ins Gegenteil gekehrt werden. Auch die Auslastung des geplanten Hotels ist zweifel​haft, da in der näheren Umgebung bereits mehrere Hotels vorhanden sind und es generell fraglich ist, ob der Standort für ein so großes Hotel geeignet ist.

Nicht zu verantworten ist, dass der gesamte umfangreiche Baumbestand des nördlichen Stuttgarter Platzes, einschließlich der Bahnböschung, im Zuge des Bauvor​habens gefällt wer​den muss. Es handelt sich um teilweise sehr alte und wertvolle Bäume, deren Funktion für das Klima, für das Stadtbild und als Lebensraum für Tiere nicht durch die geplanten kleinen "Kübel-Pflanzungen" ersetzt werden kann. Nach unserer Ansicht stellen die Überbauung und das Fällen der Bäume einen Eingriff in Natur und Landschaft gemäß § 8 BNatSchG dar. Bedauerlicherweise war den ausliegenden Unterlagen kein Eingriffsgutachten beigefügt, so dass die genaue Zusammen​setzung des Baumbestandes nicht bekannt ist.

Auch südlich der S-Bahn-Trasse führt die Planung zur Zerstörung eines durchgängigen Grünzugs, weil hier die bestehende Parkanlage durch den geplanten hohen Solitärbau („Kontrapunkt zum Hoch​haus“) in der Mitte zerteilt wird und ebenfalls wertvolle Bäume und Büsche verloren gehen.

Angesichts des beträchtlichen Defizits an wohnungsnahen Grün- und Freiflächen und der im Bereich des Stuttgarter Platzes beträchtlichen Luftverschmutzung ist es unvertretbar, hier alle Bäume (ungefähr 250 Stück) für neue Handels- und Geschäftseinrichtungen zu opfern, die wahr​scheinlich absolut unnötig sind. Die Planung widerspricht damit auch dem Land​schaftsprogramm von 1994, welches als generelle Ziele für diesen Innenstadtbereich unter anderem nennt: „Wiederherstellung und Aufwertung des Stadtplatzes, Erhalt von Freiflächen und Beseitigung unnötiger Boden​versiegelung, Schaffung zusätzlicher Lebensräume für Flora und Fauna, Durchgrünung des Stadt​bildes durch Nutzung von Freiraumpotentialen“.

Die kritische luftklimatische Situation am Stuttgarter Platz würde sich durch die Umsetzung des Be​bauungsplans weiter verschlechtern. Einerseits führt die massive Bebauung zur Unter​brechung des wichtigen Frischluftstroms vom Westkreuz in die Innenstadt, andererseits würden die geplanten Nut​zungen zur Erhöhung des Verkehrsaufkommens und damit zu weiterer Luftverschmutzung führen, die nach dem Verlust der Vegetation kaum noch kom​pensiert werden kann.

Der Zuliefer- und Entsorgungsverkehr für die Handelseinrichtungen und das Hotel sowie die Er​schließung der Ein- und Aus​fahrten der Tiefgaragen würden zu noch mehr Staus, Ver​kehrslärm und zur Störung des neuen „Stadtplatzes“ und der angrenzenden Wohngebiete führen. Bereits heute liegt die Schadstoff- und Lärmbelastung rund um den Stuttgarter Platz weit über dem Durchschnitt Berlins.

Wie sich gezeigt hat, werden Tiefgaragen generell eher ungern ange​nommen. Viele Kunden würden daher wahrscheinlich erst einmal in den umliegenden Seiten​straßen nach einem Parkplatz suchen, bevor sie sich entschließen, in eine Tiefgarage einzu​fahren. Dies würde den Verkehrsfluss der ge​samten Umgebung, besonders aber der Lewis​hamstraße als über​geordneter Hauptverkehrsader (Nord-Süd-Achse) erheblich beeinträchtigen.

Wenn auch die „Umklappung“ des S-Bahnhofs Bestandteil eines gesonderten Planfest​stellungsver​fahrens ist, so muss man beide Planungen doch im Zusammenhang sehen. Wir sind grundsätzlich für die Verbesserung der Umsteigesituation von der S-Bahn zum U-Bahn​hof, bedeutet dies doch eine Stärkung des öffentlichen Nahverkehrs. Allerdings sollte dies nicht auf Kosten des alten Baumbe​standes geschehen. Abgesehen davon, dass auch nach der Verlegung des Bahnhof noch immer rund 80 m Fußweg übrigbleiben, so ist auch die Schließung des Eingangs Windscheidstraße zu diskutie​ren; schließlich wird dadurch das ge​samte westlich des Stuttgarter Platzes liegende Stadtviertel im Grunde vom öffentlichen Nahverkehr „abgekoppelt“. Auch für die Reisenden im Regionalverkehr wird das Umsteigen von dem am alten Ort verbleiben​den Regional-Bahnhof zum neuen S-Bahnhof schwierig und problematisch. Für einen nicht geringen Teil der Fahrgäste bedeutet die Planung also keine Verbesserung, sondern eine entschiedene Verschlechterung der Situation.

Es wäre zu prüfen, ob es nicht auch auf andere Weise (kostengünstiger) möglich wäre, das Um​steigen zu erleichtern, zum Beispiel durch eine Modernisierung des bestehenden Bahnhofs und die Errichtung einer Fußgänger​brücke über die Kaiser-Friedrich-Straße. So könnten auch das unter Denkmalschutz stehende alte Bahnhofsgebäude und der Eingang Windscheidstraße erhalten bleiben.

Weiterhin ist es fraglich, ob wirklich zwei Bahnsteige mit vier S-Bahngleisen notwendig sind. Auch die nächste Station, Savignyplatz, hat nur einen Bahnsteig für die S-Bahn. Warum also ist am Bahnhof Charlottenburg eine derart breite Trasse erforderlich?

Die geplante Bebauung würde die Probleme des Viertels nur oberflächlich überdecken, aber nicht wirklich lösen. Deshalb wäre es nach unserer Ansicht sinnvoller, lieber die umliegenden Gebäude zu sanieren, den bereits bestehenden Einzelhandel, wie in der Wilmersdorfer Straße, zu stärken und statt dessen auf eine Bebauung des Stuttgarter Platzes zu verzich​ten.

Durch die massiven Baukörper bliebe kaum noch Platz für die Fußgänger; der im Entwurf vorge​sehene neue „Stadtplatz“ ist viel zu klein und durch das Hochhaus verschattet, um wirklichen Ge​brauchswert zu besitzen. Wäre es nicht auch eine denkbare Möglichkeit, den Stuttgarter Platz nur umzugestalten und als begrünten, fußgängerfreundlichen offenen Platz zu erhalten? Man könnte auch darüber nachdenken, ob es nicht vorteilhaft wäre, die Straße am Stuttgarter Platz vielleicht für den Fahrzeugverkehr ganz zu schließen und als Fußgängerzone auszuweisen.

Es gibt sicher noch Alternativen zum jetzigen Bebauungsplan-Entwurf. Nach § 3 des Bauge​setz​buchs sind die Bürger „möglichst frühzeitig über [...] sich wesentlich unterscheidende Lösungen, die für die Neugestaltung oder Entwicklung eines Gebietes in Betracht kommen [...] zu unterrichten.“ Bis jetzt ist man dieser Verpflichtung jedoch noch nicht nachgekommen. Wie sich bei der öffentlichen Erörterungsveranstaltung am 28. September 2000 gezeigt hat, steht die über​wiegende Mehrheit der Anwohner dieser Planung ablehnend gegenüber; unter anderem, weil die gegenüberliegenden Woh​nungen durch die neuen Gebäude verschattet werden, was die Wohnqualität hier sehr vermindern würde. Es liegen bereits rund 6000 Unterschriften gegen den Bebauungsplan vor; auch eine Bürger​initiative ist sehr aktiv.

Allgemein muss man die Erstellung eines Bebauungskonzepts im Rahmen eines städtebau​lichen Wettbewerbs kritisch sehen. Es kommt auf diese Weise zu einer sehr frühen Planreife ohne aus​reichende Beteiligung der Bürger. Diese wurden viel zu spät, erst im Sommer 1999, über das Planungsvorhaben informiert. Auch der dann folgende Dialog mit der Bevölkerung muss als mangel​haft eingestuft werden, der „Runde Tisch“ wurde inzwischen ausgesetzt; es wurde einfach über die Köpfe der Bürger hinweg entschieden.

Deshalb fordern wir Sie auf, den vorliegenden Bebauungsplan-Entwurf noch einmal zu über​arbeiten und an die Bedürfnisse der Bürger, der Umwelt und einer zukunftsorientierten Stadt​entwicklung an​zupassen.

Mit freundlichem Gruß
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